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Zusammenfassung  
Auch 35 Jahre nach der deutschen Einheit wird in Politik und Öffentlichkeit weiterhin intensiv darüber disku-

tiert, welche Unterschiede zwischen Ost und West bestehen und wie weit das Land tatsächlich zusammen-

gewachsen ist. Besonders deutlich treten diese Differenzen im politischen Wahlverhalten zutage: Auch wenn 

sich das Ost-West-Gefälle beim Stimmenanteil für die rechtsextreme Partei AfD bei den letzten Bundestags-

wahlen verringert hat, zeigen sich nach wie vor markante Unterschiede zwischen ost- und westdeutschen 

Regionen im Wahlverhalten. Diese Trennlinie verläuft oft sogar mitten durch Nachbargemeinden. Vor diesem 

Hintergrund widmet sich dieses Paper den sogenannten Grenzregionen. Darunter verstehen wir Gemeinden, 

die direkt an der früheren innerdeutschen Grenze liegen. Diese Grenzräume eignen sich besonders gut, um 

die Entwicklung seit der Wiedervereinigung zu untersuchen, weil sie durch ihre Lage unmittelbar von der 

historischen Teilung geprägt waren und geographisch heute ähnlich verortet sind. Ziel dieser Studie ist, ihre 

wirtschaftliche, soziale und politische Entwicklung im Vergleich zu anderen Regionen systematisch zu analy-

sieren. Dadurch lässt sich erkennen, welche Unterschiede fortbestehen, wo Angleichungsprozesse erfolg-

reich verlaufen sind und in welchen Bereichen weiterhin Divergenzen sichtbar bleiben. 
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1 Einleitung 
Vor 35 Jahren mündete die friedliche Revolution für Demokratie, Freiheit und Menschenrechte der Bürger 

der DDR in der Wiedervereinigung Deutschlands. Der Wegfall der Mauer an der innerdeutschen Grenze und 

die Vereinigung zweier Landesteile ist ein einmaliges historisches Ereignis mit bedeutsamen regionalen Aus-

wirkungen. Regionen, die ehemals an der Außengrenze der BRD und am Eisernen Vorhang lagen, waren 

plötzlich in der geographischen Mitte Deutschlands und der sich erweiternden Europäischen Union verortet. 

Dies ging einher mit wirtschaftlicher Integration, neuen räumlich nahen Absatzgebieten und teils unterneh-

merischen Standortverlagerungen. Den ehemaligen Randgebieten wurde eine allgemein positive Entwick-

lungsperspektive zugeschrieben: „Ehemalige Grenzgebiete gewinnen an Bedeutung, ehemalige nationale 

Zentren verlieren ihre hierarchische Stellung im Städtesystem. Dies bewirkt, daß sich eine vollständige neue 

Gleichgewichtssituation der räumlichen Verteilung der Produktionskapazitäten ergibt“ (Klaphake 2000, S. 

61). 

 

Die Wiedervereinigung änderte jedoch nicht nur die räumliche Lage für Regionen, sondern führte auch zu 

einer politischen Neuordnung in der Regionalpolitik: weg von der Zonenrandförderung hin zum Aufbau Ost. 

Die Zonenrandförderung bezog sich auf einen etwa 40 Kilometer breiten Streifen in Westdeutschland entlang 

der Grenze zur DDR und Tschechoslowakei. Dieses Zonenrandgebiet mit seiner vor der Wiedervereinigung 

peripheren Lage war geprägt von einer negativen Wanderungsbilanz, Überalterung der Bevölkerung, einem 

geringem Arbeitsangebot und einer niedrigen Wirtschaftsleistung. Diese Strukturschwäche wog besonders 

schwer in Zeiten des westdeutschen Wirtschaftswunders (Eckert, 2019). Um gleichwertige Lebens- und Ar-

beitsbedingungen sowie Wirtschafts- und Sozialstrukturen im Zonenrandgebiet im Vergleich zum gesamten 

Bundesgebiet zu ermöglichen, wurde die Zonenrandförderung im Jahr 1965 zu einem Raumordnungsgesetz 

erhoben (Deutscher Bundestag 1965). 1971 folgte dann das „Gesetz zur Förderung des Zonenrandgebiets“ 

(Der Bundesminister der Justiz 07.08.1971). So wurden Unternehmen bei Errichtung, Ausbau und Umstellung 

ihrer Betriebe und die Kommunen beim Ausbau der Infrastruktur, der Erschließung von Industriegebieten 

und dem Bau von Verkehrsverbindungen sowie bei Tourismusangeboten und Errichtung von Bildungsstätten 

finanziell unterstützt. Finanzielle Hilfen zu Transportmehrkosten aufgrund der Teilung Deutschlands wurden 

bewilligt und das Zonenrandgebiet bei der Vergabe öffentlicher Aufträge bevorzugt (Der Bundesminister der 

Justiz 07.08.1971). Somit wurden die westdeutschen Grenzregionen zum „Osten des Westens“ und erhielten 

das prägende Image rückständig und strukturschwach zu sein (Eckert 2019). Die Förderung des Zonenrand-

gebiets führte zu einem Anstieg der ökonomischen Aktivität in den begünstigten Regionen, die nach dem 

Auslaufen der Maßnahmen im Jahr 1994 bestehen blieb. Auch 16 Jahre nach dem Ende der Förderung lag 

das Einkommen pro Quadratkilometer 30 bis 50 Prozent höher als in vergleichbaren weniger bzw. nicht ge-

förderten Regionen. Die wichtigsten Gründe dafür waren die Zuwanderung von Menschen und Unternehmen 

und eine höhere Firmenaktivität in den geförderten Gebieten (Ehrlich und Seidel 2018). 

 

Doch nach der Wiedervereinigung mussten die Unternehmen und Kommunen verkraften, dass regionale För-

derungen mehrheitlich statt in ihre Region nur ein paar Kilometer weiter in den Aufbau Ost flossen. So ver-

zeichneten zu Beginn der 2000er Jahre die ehemaligen westdeutschen Grenzregionen ein unterdurchschnitt-

liches Wachstum und der Beschäftigungsrückgang im Verarbeitenden Gewerbe war überdurchschnittlich 

hoch (Erdmann 2013). Bis heute liegen einige strukturschwache und von der Gemeinschaftsaufgabe „Ver-

besserung der regionalen Wirtschaftsstruktur“ geförderten westlichen Regionen im ehemaligen Zonenrand-

gebiet, wie die bayerischen Kreise an der Grenze zu Tschechien oder in Kreisen an der ehemaligen 



Regionen an der ehemaligen innerdeutschen Grenze 

6 

innerdeutschen Grenze, wie Kronach, Helmstedt oder Lüchow-Dannenberg (Bundesministerium für Wirt-

schaft und Klimaschutz 2021).  

 

Auch die Einteilung nach boomenden, aufsteigenden, stagnierenden und abgehängten Regionen anhand der 

Arbeitslosenquote oder Arbeitsentgelte zeigt einen deutlichen Ost-West-Unterschied: Während fast alle ost-

deutsche Kreise als Aufsteiger gelten, sind westdeutsche Grenzregionen sehr unterschiedlichen Entwick-

lungstypen zugehörig (Diermeier et al. 2024). Bei der Betrachtung der Arbeitsentgelte gelten süddeutsche 

Kreise an der ehemaligen innerdeutschen Grenze als abgehängte Regionen. Im Gegensatz dazu werden 

Grenzregionen im Norden als stagnierende bis boomende Regionen klassifiziert. Bei der Entwicklung der Ar-

beitslosenquote verhält es sich bei den westdeutschen Grenzregionen andersherum: Süddeutsche Grenzre-

gionen in Bayern und Hessen weisen Stagnation und Aufschwung auf, während in norddeutschen Grenzge-

bieten auch als „gefährdet“ klassifizierte Regionen vorherrschen (Diermeier et al. 2024). Insgesamt können 

süddeutsche Regionen an der Grenze zu ostdeutschen Bundesländern als „ländliche Regionen mit guter so-

zialer und wirtschaftlicher Lage“ klassifiziert werden, während nördliche Grenzregionen zu sehr unterschied-

lichen Clustern, aber hauptsächlich zu „ländliche Regionen mit demographischen Herausforderungen“ zuge-

ordnet werden können (Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz 2024). Ostdeutsche Regionen an 

der Grenze zu westdeutschen Bundesländern hingegen sind mehrheitlich „ländliche Regionen mit demogra-

phischen Herausforderungen und positiver Entwicklung“ (Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz 

2024). 

 

Dieser Vergleich verdeutlicht: Ostdeutsche Regionen insgesamt, nicht nur die Grenzregionen, sind aufstre-

bende Regionen und profitierten nach der Wiedervereinigung vom Aufbau Ost. Nach dem Fall der Mauer 

waren die ostdeutschen Regionen von tiefgreifenden und umfassenden politischen und wirtschaftlichen Ver-

änderungen geprägt, darunter die Währungsumstellung, der Verlust traditioneller Absatzmärkte in der DDR 

und anderen Ländern des Ostblocks, eine neue soziokulturelle Umwelt sowie weitreichende Beschäftigungs-

anpassungen bis hin zur Massenarbeitslosigkeit (Görtemaker 2022). So wurde die Entwicklung der neuen 

Länder bereits 1990 als zentrale Herausforderung der Wirtschaftspolitik angegangen. Dies beinhaltete die 

Sanierung der Infrastruktur, die Verbesserung allgemeiner Lebensbedingungen, Investitionsförderung, For-

schungsförderung und viele weitere Maßnahmen. Die Finanzierung des Aufbau Ost über gesondert ausge-

wiesene Ansätze endete mit dem Auslaufen des Solidarpakts im Jahr 2019. Bis dahin flossen schätzungsweise 

knapp 2 Billionen Euro von West nach Ost (Ragnitz 2019).  

 

Seit der Wiedervereinigung ist insbesondere der Blick auf die Entwicklung ostdeutscher Regionen ein Weg-

weiser für die Erfüllung der im Grundgesetz verankerten Norm gleichwertiger Lebensverhältnisse (Art. 72 

Abs. 2 GG) in Deutschland. Dabei ist die deutsche Einheit ein anhaltender politischer gesellschaftlicher und 

wirtschaftlicher Integrationsprozess. Der Osten wird jedoch immer noch überwiegend als eine Region be-

trachtet, die gegenüber dem Westen aufholen müsse. Bei Indikatoren wie Einkommen pro Kopf, F&E-Perso-

nalintensität, Patente je Einwohner und Exportquote ist auch nach wie vor ein Niveauunterschied zu west-

deutschen Bundesländern unverkennbar (Hüther 2024b). Andere wirtschaftliche Kennzahlen, wie die erfolg-

reich verringerte Arbeitslosenquote im Osten, zeigen allerdings, dass sich die ehemals getrennten Landesteile 

deutlich angenähert haben. Bei einer Einordnung der deutschen Einheit wird der Fokus oft zu einseitig auf 

die Annäherung von Ost und West gerichtet und der Osten als vielfältige Region mit zum Teil dem Westen 

überlegenen Standortindikatoren übersehen (Hüther 2024a).  
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Die ostdeutschen Grenzregionen waren im Vergleich zu anderen Regionen in ihrem Landesteil in besonderer 

Weise von einer abrupt veränderten geographischen Lage und damit durch die Wiedervereinigung geprägt. 

Daher ist ein dezidierter Blick auf die ehemaligen innerdeutschen Grenzregionen im Osten – nicht nur im 

Vergleich zu den westdeutschen Grenzregionen, sondern auch im Vergleich zur Entwicklung der restlichen 

ostdeutschen Regionen – hilfreich bei der Einordnung der regionalen Entwicklung nach dem Wegfall der 

Mauer.  

 

Diese Studie widmet sich dementsprechend den ehemaligen innerdeutschen Grenzregionen auf der west-

deutschen und ostdeutschen Landesseite und geht der Frage nach, wie sich die Grenzregionen im Osten und 

Westen Deutschlands jeweils entwickelt haben, welche Unterschiede die Regionen im Vergleich zu ihren Lan-

desteilen bestehen und wie sich diese Entwicklungen und Unterschiede im Wahlverhalten aktuell widerspie-

geln. 

 

2 Entwicklung der Regionen an der ehemaligen innerdeutschen 
Grenze 

 

Wir analysieren die Grenzgemeinden in ost- und westdeutschen Bundesländern sowohl im jeweiligen Lan-

deskontext als auch direkt miteinander. Dabei betrachten wir die 112 Gemeinden im Osten mit direkter 

Grenze zu westdeutschen Bundesländern und 140 entsprechende Grenzgemeinden im Westen (siehe Abbil-

dung 2-1). Vergleichsgrundlage sind Gemeinden ohne unmittelbare Grenze in den jeweiligen Bundesländern, 

aggregiert nach ostdeutschen und westdeutschen Bundesländern. Dafür nutzen wir 4.583 Gemeinden in Bay-

ern, Hessen, Niedersachsen und Schleswig-Holstein, ohne unmittelbare Grenze zu ostdeutschen Gemeinden. 

Für den Osten analysieren wir 2.285 ostdeutsche Gemeinden, die keine direkte Grenze zu westdeutschen 

Ländern aufweisen – ausgenommen des Sonderfalls Berlin.  

 

Zur Bewertung der sozioökonomischen Entwicklung betrachten wir die Bevölkerungsentwicklung, die Ar-

beitslosenquote (Anteil der Arbeitslosen an der Erwerbsbevölkerung) und den Anteil der Haushalte mit nied-

rigem Einkommen (Nettoeinkommen von unter 1.500€ pro Monat). Um die wirtschaftliche Aktivität in den 

Gemeinden ohne jährliche Schwankungen einzufangen wird der dreijährige Mittelwert der Gewerbesteuer-

einnahmen je Einwohner herangezogen. Die aus der Datenbank „INKAR“ des BBSR entnommenen Daten be-

ziehen sich immer auf den frühestmöglichen und aktuellen Jahresstand. 
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Abbildung 22-1: Gemeinden an der ehemaligen innerdeutschen Grenze 

 
Anmerkung: Deutschland mit eingezeichneten Bundesland- und Kreis-Grenzen 

Quelle: Eigene Darstellung 
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2.1 Ostdeutsche Grenzgemeinden im Vergleich zu Ostdeutschland 

Tabelle 2-1: Überblick ostdeutsche Grenz- und Nicht-Grenzregionen 

  Mittelwert Osten  
Grenzregionen 

Mittelwert Osten  
keine Grenzregionen  

Bevölkerung gesamt 1995 4.872,2 5.960,1 

Bevölkerung gesamt 2001 4.787,4 5.767,8 

Bevölkerung gesamt 2023 4.063,1 5.243,4 

Veränderung Bevölkerung 1995-2023 -17% -12% 

Durchschnittsalter Bevölkerung 2001 40,15 41,07 

Durchschnittsalter Bevölkerung 2023 46,91 47,90 

Arbeitslosenrate 2001 9,3 12,9 

Arbeitslosenrate 2023 3,6 4,5 

Haushalte mit niedr. Eink. 2013 35,5 38,4 

Haushalte mit niedr. Eink. 2023 26,1 27,8 

Gewerbesteuereinkommen Mittelwert 
1995-1997 

36,4 53,6 

Gewerbesteuereinkommen Mittelwert 
2021-2023 

555,2 393,6 

Landgemeinden 61,6% 63,9% 

kleine Kleinstädte 30,4% 23,3% 

größere Kleinstädte 3,6% 8,1% 

Mittelstädte 4,5% 4,3% 

Großstädte 0,0% 0,4% 

Anzahl Gemeinden 112 2.285 

 

Quelle: Eigene Darstellung auf Basis von INKAR-Datenbank des BBSR 

 

Ostdeutsche Grenzregionen sind in der Regel dünner besiedelt als Nicht-Grenzregionen – durchschnittlich 

leben etwa 4.000 Einwohner in einer Grenzgemeinde im Osten. Das betrachtete ostdeutsche Grenzgebiet 

beinhaltet keine Großstadt. Die größte ostdeutsche Grenzgemeinde ist Eisenach mit über 40.000 Einwohnern 

im Jahr 2023. Das Grenzgebiet ist ähnlich ländlich geprägt wie die übrigen Regionen im Osten: Im Durch-

schnitt hat das Gebiet anteilig gleich viele ländliche Gemeinden wie der Rest Ostdeutschlands. Beide Gebiete, 

Grenzregionen und Nicht-Grenzregionen im Osten, weisen einen recht hohen Bevölkerungsschwund zwi-

schen 1995 und 2023 auf. Die Grenzgemeinden haben dabei jedoch etwa fünf Prozentpunkte mehr Bevölke-

rung verloren als die übrigen ostdeutschen Gemeinden.   

Insgesamt waren und sind ostdeutsche Grenzregionen ein wenig jünger als der Rest Ostdeutschlands. Dar-

über hinaus wiesen und weisen ostdeutsche Grenzgemeinden eine niedrigere Arbeitslosenquote sowie einen 

geringeren Anteil an Haushalten mit niedrigen Einkommen auf. In beiden Regionen, ostdeutschen Grenzre-

gionen und Nicht-Grenzregionen, hat sich die Arbeitslosenrate seit Beginn der 2000er Jahre deutlich verrin-

gert. In den Nicht-Grenzregionen war der Rückgang mit fast 9 Prozentpunkten jedoch deutlich stärker als in 

den Grenzregionen. Die Differenz der Arbeitslosenquoten zwischen Grenz- und Nicht-Grenzregionen ist dabei 
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ebenfalls gesunken: Während sie im Jahr 2001 noch knapp vier Prozentpunkte betrug, lag sie 2022 nur noch 

bei rund einem Prozentpunkt.  

Große Unterschiede zwischen ostdeutschen Gemeinden, die an der ehemaligen innerdeutschen Grenze lie-

gen, und den Gemeinden im restlichen Landesteil gibt es bei der Gewerbesteuer. Früher verzeichneten 

Grenzregionen eine geringere Gewerbesteuer pro Einwohner. Heute liegt die Gewerbesteuer pro Einwohner 

im Schnitt mehr als 160 Euro höher als in den übrigen ostdeutschen Gemeinden. Denn die Gewerbesteuer-

einnahmen pro Einwohner sind von Mitte der 1990er Jahre bis zum aktuellen Rand in ostdeutschen Grenz-

regionen um das Fünfzehnfache gestiegen, während sie in den Nicht-Grenzregionen im Osten zwar ebenfalls 

stark gestiegen ist, jedoch nur um das Siebenfache. Somit ist die Steigerung der Gewerbesteuereinnahmen 

pro Kopf in Grenzregionen im Durchschnitt mehr als doppelt so hoch ausgefallen wie in den restlichen ost-

deutschen Gemeinden.  

In der DDR lagen die Grenzregionen wortwörtlich am Rand der Republik. Sie waren überwiegend ländlich 

geprägt, verfügten über geringe Kaufkraft und ein begrenztes Arbeitskräftepotenzial. Nach der Wiederverei-

nigung änderte sich ihre Lage grundlegend: Plötzlich lagen sie mitten in Deutschland und erhielten unmittel-

baren Anschluss an westdeutsche Gemeinden – ein Vorteil, der sie von vielen Nicht-Grenzregionen im Osten 

unterschied. Der Ausbau der Verkehrsinfrastruktur, steigende Kaufkraft, größere Absatzmärkte sowie ge-

zielte Förderprogramme setzten einen Aufholprozess in Gang, der vielerorts neue gewerbliche Ansiedlungen 

ermöglichte. Ein Beispiel ist die kleine Gemeinde Gallin mit nur 570 Einwohnern, die nach 1990 ein Gewer-

begebiet entwickelte, in dem sich Unternehmen aus der Logistik und der Ernährungsindustrie ansiedelten. 

Auch die Stadt Rosenthal am Rennsteig ist ein Beispiel für einen gelungen Strukturwandel: Dort entwickelte 

sich die seit 150 Jahren bestehende Holzverarbeitung nach der Wende zu einem bedeutenden Unternehmen 

mit internationalen Investoren weiter. 

2.2 Westdeutsche Grenzgemeinden im Vergleich zu westdeutschen Nicht-Grenz-

regionen 

Tabelle 2-2: Überblick westdeutsche Grenz- und Nicht-Grenzregionen 

  Mittelwert Westen Grenz-
regionen  

Mittelwert Westen keine Grenzre-
gionen  

Bevölkerung gesamt 1995 6.227,9 6.305,4 

Bevölkerung gesamt 2001 6.132,1 6.458,3 

Bevölkerung gesamt 2023 5.657,7 6.755,7 

Veränderung Bevölkerung 1995-2023 -8% 7% 

Durchschnittsalter Bevölkerung 2001 41,7 39,6 

Durchschnittsalter Bevölkerung 2023 46,9 44,9 

Arbeitslosenrate 2001 6,6 5,1 

Arbeitslosenrate 2023 3,9 3,4 

Haushalte mit niedr. Eink. 2013 31,5 27,6 

Haushalte mit niedr. Eink. 2023 24,0 20,6 

Gewerbesteuereinkommen Mittelwert 
1995-1997 

134,9 156,4 

Gewerbesteuereinkommen Mittelwert 377,1 596,3 
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2021-2023 

Landgemeinden 60,0% 42,5% 

kleine Kleinstädte 29,3% 35,4% 

größere Kleinstädte 7,1% 12,9% 

Mittelstädte 2,9% 8,3% 

Großstädte 0,7% 0,8% 

Anzahl Gemeinden 140 4.583 

 

Quelle: Eigene Darstellung auf Basis von INKAR-Datenbank des BBSR 

 

Die ländliche Gemeindestruktur ist in den westdeutschen Grenzregionen deutlich stärker ausgeprägt als in 

den Nicht-Grenzregionen – auch dann, wenn man die Großstädte ausklammert, die einen fast gleichen Anteil 

an der Gemeindestruktur beider Regionen haben. So haben die westlichen Grenzregionen zwischen 2001 

und 2023 acht Prozent ihrer Bevölkerung verloren, während die westlichen Nicht-Grenzregionen einen Zu-

wachs von sieben Prozent verzeichneten. Die Gewerbesteuereinnahmen pro Einwohner liegen in den Grenz-

regionen mit 219 Euro deutlich niedriger als in den Nicht-Grenzregionen mit 596 Euro. Der Anteil der Haus-

halte mit niedrigem Einkommen ist in den Grenzregionen mit 24 Prozent etwas höher als in den Nicht-Grenz-

regionen (20,6 Prozent). Die Arbeitslosenquote ist mit 3,4 bis 3,9 Prozent ähnlich hoch, genauso wie das 

Durchschnittsalter, das in den Regionen bei 45 bzw. 47 Jahren liegt. 

 

Somit lassen sich die wesentlichen Unterschiede zwischen Grenz- und Nicht-Grenzregionen im Westen auf 

die Bevölkerungsentwicklung und die Gewerbesteuereinnahmen zurückführen, die sich in den Nicht-Grenz-

regionen deutlich positiver entwickelt haben. Der Bevölkerungsschwund steht im Zusammenhang mit der 

allgemeinen Land-Stadt-Wanderung und fällt aufgrund der ländlichen Struktur der Grenzregionen stärker ins 

Gewicht. Die Gewerbesteuereinnahmen in den westdeutschen Grenzregionen haben sich seit 2001 zwar fast 

verdreifacht, in den Nicht-Grenzregionen jedoch nahezu vervierfacht.  

 

Die westdeutschen Grenzregionen haben sich deutlich weniger positiv entwickelt als andere Regionen. Wäh-

rend sie unmittelbar nach der Wende von einem Kaufkraftzufluss aus dem Osten profitierten, gerieten sie 

später aufgrund ihrer stärker arbeits- und weniger wissensintensiven Wirtschaftsstruktur in den allgemeinen 

Strukturwandel. Dies zog Arbeitsplatzabwanderungen durch die EU-Osterweiterungen und die Globalisie-

rung nach sich. In dieser Zeit verließen viele Menschen die Region und suchten andernorts nach neuen Per-

spektiven. Allerdings wurde mit gezielter Regionalpolitik – die Hochschulgründungen, Clusterpolitik und den 

Ausbau der Verkehrsinfrastruktur umfasste – versucht, dem entgegenzusteuern (Lang 2019).  

 

2.3 Ost- und westdeutsche Grenzgemeinden im Vergleich 

Ost- und westdeutsche Grenzgemeinden lassen sich gut miteinander vergleichen, da sie sowohl hinsichtlich 

ihrer Anzahl als auch ihrer Raumtypen große Ähnlichkeiten aufweisen. Die 112 ostdeutschen Grenzgemein-

den bestehen wie die 140 westdeutschen Gemeinden an der ehemaligen Grenze zu 90 Prozent aus Landge-

meinden und größeren Kleinstädten. 
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Beim Vergleich von ostdeutschen und westdeutschen Grenzregionen ist der Bevölkerungsschwund auffällig: 

Beide Gebiete haben seit 1995 erhebliche negative demographische Entwicklungen zu verzeichnen, wobei 

ostdeutsche Regionen einen höheren Bevölkerungsverlust aufweisen. Das Durchschnittsalter zwischen ost- 

und westdeutschen Grenzregionen ist auf ähnlichem Niveau und liegt 2023 etwa 7 bzw. 5 Jahre höher als 

noch 2001. 

Die ostdeutsche Arbeitslosenrate hat sich mit fast 6 Prozentpunkte seit 2011 erheblich verringert und liegt 

damit leicht unterhalb der von westdeutschen Grenzregionen. Auch wenn sich der Anteil der Haushalte mit 

niedrigem Einkommen seit 2013 um 9 Prozentpunkte verringert hat, liegt er immer noch mit 26,1 Prozent 

leicht über dem Niveau in westdeutschen Grenzgemeinden (24 Prozent). 

Bemerkenswert ist der Anstieg der Gewerbesteuereinkommen pro Einwohner in ostdeutschen Grenzregio-

nen: Sie sind um das Fünfzehnfache gestiegen, während sie in Gemeinden auf der westdeutschen Seite im 

selben Zeitraum im Durchschnitt um das Dreifache gestiegen sind. Dieser deutliche Anstieg lässt sich nicht 

durch den stärkeren Rückgang der Einwohnerzahl in ostdeutschen Grenzgemeinden im Vergleich zu west-

deutschen Grenzgemeinden erklären, sondern muss am gestiegenen Gewinn der dort ansässigen Unterneh-

men liegen.  

Kurz nach der Wiedervereinigung gab es die Sorge, dass nach dem Wegfall der Zonenrandförderung die west-

deutschen Grenzregionen Wertschöpfung und Arbeitsplätze verlieren könnten, auch an die neu integrierten 

Ostregionen, die günstigere Arbeitskosten vorwiesen (Ahlers et al. 2007). Tatsächlich hat es Unternehmens-

verlagerungen von West- nach Ostdeutschland vor allem nach 2000 gegeben. Durch Kapazitätsverlagerungen 

im Verarbeiteten Gewerbe wurden in Ostdeutschland zeitweise mehr Arbeitsplätze geschaffen als durch Ab-

wanderung dort verloren gingen (Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung 2006).  

Insgesamt aber ist die Entwicklung sehr differenziert und entlang der ehemals innerdeutschen Grenze auf-

grund struktureller und historischer Pfadabhängigkeiten nicht eindeutig. Die Zuwanderung der Bevölkerung 

nahm eher im nördlichen Teil des ehemaligen westdeutschen Zonenrandgebietes zu (Herzogtum Lauenburg 

bis Kreis Wolfenbüttel), wohingegen strukturell schwächere und ländliche Kreise in Südniedersachsen und 

Nordhessen (Harzkreis, Goslar, Osterode, Göttingen, Werra-Meißner-Kreis, Hersfeld-Rotenburg) sowie in 

Oberfranken einen nur schwachen Einwohneranstieg aufwiesen (Erdmann 2013). Einige punktuelle Beispiele 

zeigen, dass es durchaus „Gewinner“ und „Verlierer“ der Wiedervereinigung gab, insgesamt jedoch profitier-

ten die Regionen von einer Vergrößerung der lokalen und regionalen Absatzmärkte im Einzelhandel und von 

der Mobilität von (qualifizierten) Arbeitskräften und Konsumenten.   

Tabelle 2-3: Vergleich von ostdeutschen und westdeutschen Grenzregionen 
 

Mittelwert  
Grenzregionen  

Osten  

Mittelwert 
 Grenzregionen 

 Westen 

Bevölkerung gesamt 1995 4.872,2 6.227,9 

Bevölkerung gesamt 2001 4.787,4 6.132,1 

Bevölkerung gesamt 2023 4.063,1 5.657,7 

Veränderung Bevölkerung 1995-
2022 

-17% -8% 

Durchschnittsalter Bevölkerung 2001 40,15 41,7 

Durchschnittsalter Bevölkerung 2023 46,91 46,9 

Arbeitslosenrate 2001 9,3 6,6 

Arbeitslosenrate 2023 3,6 3,9 
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Veränderung Arbeitslosenrate 2001 
zu 2023 

-5,7 PP -2,7 PP 

Haushalte mit niedr. Eink. 2013 35,5 31,5 

Haushalte mit niedr. Eink. 2023 26,1 24,0 

Veränderung Haushalte niedr. Eink. 
2013 zu 2023 

-9,4 PP -7,4 PP 

Gewerbesteuereinkommen Mittel-
wert 1995-1997 

36,4 134,9 

Gewerbesteuereinkommen Mittel-
wert 2021-2023 

555,2 377,1 

Landgemeinden 61,6% 60,0% 

kleine Kleinstädte 30,4% 29,3% 

größere Kleinstädte 3,6% 7,1% 

Mittelstädte 4,5% 2,9% 

Großstädte 0,0% 0,7% 

Anzahl Gemeinden 112 140 

 

Quelle: Eigene Darstellung auf Basis von INKAR-Datenbank des BBSR 

2.4 Entwicklung der Ost- und westdeutsche Grenzgemeinden  

Eine entscheidende Frage zur Bewertung der regionalen Entwicklung nach dem Wegfall der Mauer ist die 

folgende: Wie haben sich die Regionen je nach Ausgangsniveau jeweils entwickelt? Anhand der Lokalisation 

der einzelnen Variablen relativ zum Median basierend auf den Grenzregionen und Nicht-Grenzregionen in 

Ost und West kann eine Klassifikation der Regionen in ein vierteiliges Schema vorgenommen werden (siehe 

dazu auch Diermeier et al. 2024): 

• Boom-/Spitzenregionen: gute Ausgangssituation und positive Entwicklung 

• Aufsteigerregionen: schlechte Ausgangssituation und positive Entwicklung 

• Stagnierende Regionen: gute Ausgangsituation und negative Entwicklung 

• Abgehängte/gefährdete Regionen: schlechte Ausgangssituation und negative Entwicklung 

Im Folgenden sind für eine besser Übersichtlichkeit nur die Ausschnitte für die Grenzregionen in West- und 

Ostdeutschland dargestellt. Die Grafiken mit Grenzregionen und Nicht-Grenzregionen sind im Anhang aufge-

führt. 

Bevölkerungsentwicklung 

Die Bevölkerungsentwicklung der Grenzregionen fällt sowohl in West- als auch in Ostdeutschland schwächer 

aus als in den jeweiligen Nicht-Grenzregionen. Zwischen 2001 und 2023 verzeichneten die meisten Gemein-

den an der früheren Grenze einen leichten Rückgang der Einwohnerzahl. Dies ist vor allem auf die ländliche 

Prägung dieser Regionen zurückzuführen und reiht sich in den allgemeinen Trend der Abwanderung vom 

Land in die Stadt ein. Da es sich überwiegend um kleine Gemeinden oder Mittelstädte mit ohnehin geringer 

initialen Bevölkerung handelt, lassen sich die meisten Gemeinden im o.g. Klassifikationsschema entweder als 

stagnierende oder abgehängte Regionen einordnen. Eine auffällige Ausnahme bildet Lübeck in Schleswig-

Holstein, die einzige Großstadt innerhalb der Grenzregionen. Lübeck weist ein leicht positives Bevölkerungs-

wachstum auf und liegt damit leicht über dem gesamtdeutschen Median und gilt daher als Boom- oder Spit-

zenregion. Selmsdorf in Mecklenburg-Vorpommern ist die Grenzgemeinde mit dem größten 
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Bevölkerungszuwachs und liegt damit weit über dem gesamtdeutschen Median, ist allerdings eine größere 

Kleinstadt und liegt damit bei der Größe genau im gesamtdeutschen Median. In der Klassifikation steht diese 

Gemeinde zwischen Aufsteiger- und Spitzenregion. Westdeutsche Grenzregionen weisen häufiger ein positi-

ves Bevölkerungswachstum auf als ostdeutsche Grenzregionen, sodass es hier häufiger Aufsteiger- und einige 

Boomregionen gibt als in Ostdeutschland. 

Die insgesamt aber unterhalb des Medians liegende Bevölkerungsentwicklung in den meisten Grenzregionen 

verdeutlicht, dass die Grenzregionen weiterhin mit strukturellen Herausforderungen zu kämpfen haben: ge-

ringe Bevölkerungsdichte, Abwanderung junger Menschen und begrenzte Fachkräftepotenziale. Einige posi-

tive Ausreißer lassen sich auf spezifische Faktoren wie Eingemeindungen zurückführen (etwa Zarrentin am 

Schaalsee). In sehr kleinen Gemeinden kann bereits eine geringe Zahl an Zuzügen zu einem überproportional 

hohen Bevölkerungswachstum führen (Wahlhausen, Mechow). Andere Orte profitieren vom wirtschaftlich 

starken Umland (Rühen im Wolfsburger Raum), während wiederum manche durch die Ausweisung überre-

gionaler Gewerbegebiete selbst Ansiedlungen und Bevölkerungszuwächse angestoßen haben (Ziethen/ Her-

zogtum Lauenburg).  

 

Abbildung 2-2: Bevölkerung und Bevölkerungsentwicklung in den Grenzregionen 

 

Anmerkungen: Der Median bezieht sich auf alle betrachteten Gemeinden in ost- und westdeutschen Bundesländern mit 

ehemaliger innerdeutscher Grenze. Städte über 300 Tsd. Einwohner werden nicht berücksichtig (München, Frankfurt, 

Leipzig, Dresden, Nürnberg, Hannover) 

Quelle: Eigene Darstellung auf Basis von INKAR-Datenbank des BBSR 
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Arbeitslosigkeit 

Bei der Arbeitslosigkeit zeigt sich eine deutliche West-Ost-Differenz. Westdeutsche Grenzregionen wiesen 

zwar ein niedrigeres Ausgangsniveau (geringere Arbeitslosenquote) auf, mussten jedoch zwischen 2001 und 

2023 stärkere Anstiege verkraften als ostdeutsche Grenzregionen. Insgesamt liegen die meisten westdeut-

schen Grenzregionen – von wenigen Ausnahmen abgesehen – nahe des Median. Sie verteilen sich vor allem 

auf stagnierende Regionen (Quadrant II) und einige Boom-Regionen (Quadrant III). Ein Teil ist zudem als Auf-

steigerregion zu klassifizieren: Von einem vergleichsweise hohen Ausgangsniveau ausgehend, konnten sie 

die Arbeitslosigkeit deutlich reduzieren (Quadrant IV). Dieses Muster gilt jedoch besonders für die ostdeut-

schen Grenzregionen. Insgesamt lässt sich am Indikator Arbeitslosigkeit ablesen, dass Grenzregionen – vor 

allem ostdeutsche – nach über zwei Jahrzehnten eine überdurchschnittlich positive Entwicklung genommen 

haben. Die neue geografische Lage integrierte sie in einen größeren, zusammenhängenden Wirtschaftsraum, 

sodass die früheren Nachteile der Randlage durch Vorteile regionaler Vernetzung in Konsum-, Absatz- und 

Arbeitsmärkten ersetzt wurden. 

Ein Vergleich mit Nicht-Grenzregionen (vgl. Anhang) verdeutlicht weitere Unterschiede: Ostdeutsche Grenz-

regionen starteten von einem niedrigeren Niveau, entwickelten sich jedoch schwächer als ostdeutsche Nicht-

Grenzregionen, die zwar von einem höheren Ausgangsniveau ausgingen, aber einen stärkeren Rückgang der 

Arbeitslosigkeit verzeichneten. Zudem ist die Streuung beim Ausgangsniveau in ostdeutschen Gemeinden 

deutlich größer als in westdeutschen, die homogener von niedriger Arbeitslosigkeit ausgingen, aber eine dif-

ferenzierte Entwicklung durchliefen. Westdeutsche Grenzregionen wiederum entwickelten sich günstiger als 

westdeutsche Nicht-Grenzregionen: Sie konnten die Arbeitslosigkeit stärker abbauen, was darauf hindeutet, 

dass sie von der Wiedervereinigung und der Erweiterung des regionalen Wirtschaftsraums stärker profitier-

ten als weiter entfernt liegende Gemeinden. 

Abbildung 2-3: Arbeitslosenrate und Entwicklung der Arbeitslosenrate in den Grenzregionen 

 
Anmerkungen: Der Median bezieht sich auf alle betrachteten Gemeinden in ost- und westdeutschen Bundesländern mit 

ehemaliger innerdeutscher Grenze. 

Quelle: Eigene Darstellung auf Basis von INKAR-Datenbank des BBSR 
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Haushalte mit niedrigem Einkommen 

Beim Indikator Haushalte mit niedrigem Einkommen zeigen sich zwischen ost- und westdeutschen Grenzre-

gionen keine gravierenden Unterschiede. Obwohl die meisten Grenzregionen in Ost und West nahe am Me-

dian aller betrachteten Gemeinden liegen, zeigt sich bei ost- und westdeutschen Grenzregionen jeweils eine 

unterschiedliche Streuungsrichtung. Ostdeutsche Grenzregionen weisen eine schlechte Ausgangssituation 

2001 mit einem über dem Median liegenden Anteil an einkommensschwachen Haushalten auf. Sie verzeich-

nen allerdings oftmals eine positive Entwicklung und sind damit als Aufsteigerregionen einzustufen. West-

deutsche Grenzregionen bewegen sich hingegen überwiegend in der Nähe des Medians und weichen, sofern 

überhaupt, eher in Richtung einer ungünstigen Entwicklung ab, was sie tendenziell als stagnierende Regionen 

kennzeichnet. 

Im Vergleich zu den Nicht-Grenzregionen (vgl. Anhang) treten die Unterschiede deutlicher hervor: Westdeut-

sche Nicht-Grenzregionen konzentrieren sich überwiegend im zweiten Quadranten (stagnierende Regionen), 

während ostdeutsche Nicht-Grenzregionen stärker polarisiert sind – einerseits im ersten Quadranten (abge-

hängte Regionen), andererseits im vierten Quadranten (aufsteigende Regionen). Dies zeigt, dass insbeson-

dere die ostdeutschen Grenzregionen durchaus eine günstigere Entwicklung vorweisen können. Ostdeutsche 

Regionen profitieren in besonderem Maße vom wirtschaftlichen Aufholprozess und von der Integration in 

größere Absatz- und Arbeitsmärkte, was sich in einer spürbaren Reduzierung von Armutsrisiken nieder-

schlägt. In ostdeutschen Grenzregionen konnte der Anteil an einkommensschwachen Haushalten etwas stär-

ker reduziert werden als in westdeutschen Grenzregionen (2 Prozentpunkte), der Rückgang ist jedoch ver-

gleichbar mit der Gesamtentwicklung in Ostdeutschland. Auch die westlichen Grenzregionen konnten die 

Armutsrisiken im gleichen Maße verringern wie westdeutsche Nicht-Grenzregionen, was darauf hindeutet, 

dass die Grenzlage keinen spezifischen Einfluss auf diesen Indikator hatte.  

Abbildung 2-4: Haushalte mit niedrigem Einkommen und Entwicklung in den Grenzregionen 

 

Anmerkungen: Der Median bezieht sich auf alle betrachteten Gemeinden in ost- und westdeutschen Bundesländern mit 

ehemaliger innerdeutscher Grenze. Quelle: Eigene Darstellung auf Basis von INKAR-Datenbank des BBSR 
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3 Wahlverhalten in den Grenzregionen 
Die Wahlerfolge der rechtsextremen Partei AfD sind spätestens seit der Bundestagswahl 2025 kein rein ost-

deutscher Trend mehr. Der Unterschied zwischen den Stimmenanteilen für die AfD in Ost und West hat sich 

bei den letzten Bundestagswahlen verringert. Die ostdeutschen Flächenländer tragen immer wenig zum ge-

samtdeutschen Ergebnis der AfD bei (Haffert 2025). Dennoch verläuft nach wie vor eine sichtbare Trennlinie 

sogar mitten durch Nachbargemeinden entlang der ehemaligen innerdeutschen Grenze (Abbildung 3-2). Die 

Stadt-Land Erklärung ist dabei nicht ausreichend, da es sich auf beiden Seiten der Grenze oftmals um Land-

gemeinden oder kleinere Städte handelt mit geographisch ähnlichen Ausgangslagen. Trotz des enorm gesun-

kenen Anteils von Haushalten mit niedrigem Einkommen, einer vergleichbar niedrigen Arbeitslosenrate, ei-

ner vergleichbaren ländlichen Struktur und höheren Gewerbesteuereinnahmen ist der AfD-Stimmenanteil in 

ostdeutschen Grenzregionen jedoch fast doppelt so hoch wie in westdeutschen Grenzgemeinden (Tabelle 4). 

Dabei ist der Unterschied zwischen den ostdeutschen Grenzregionen und dem Landesdurchschnitten ost-

deutscher Flächenländer mit 6 Prozentpunkten fast genauso hoch wie zwischen westdeutschen Grenzregio-

nen und dem Durchschnitt des AfD-Stimmenanteils in westlichen Bundesländern mit Grenzregionen. 

 

So verzeichnet die Grenzgemeinde im Westen mit dem höchsten AfD-Stimmenanteil, Lanze, einen AfD-Zweit-

stimmenanteil von 35 Prozent, während in mehreren ostdeutschen Grenzgemeinden mehr als 50 Prozent 

der Stimmen auf die AfD entfielen. Die ostdeutsche Grenzgemeinde mit dem niedrigsten AfD-Wahlergebnis 

ist Wahlhausen, wobei der Stimmenanteil von 27 Prozent immer noch 4 Prozentpunkte über dem Durch-

schnitt aller westdeutschen Grenzregionen liegt. Die Gemeinde Damnatz in Niedersachsen hat mit 8,4 Pro-

zent den geringsten AfD-Stimmenanteil, im benachbarten Dömitz in Mecklenburg-Vorpommern erreichte die 

AfD 40 Prozent der Stimmen. Somit trennen die beiden Gemeinden zwar keine innerdeutsche Grenze mehr 

aber ein AfD-Stimmenanteil von über 30 Prozentpunkten. Dabei weisen beiden Gemeinden einen ähnlichen 

Bevölkerungsrückgang seit 2001 auf, haben fast das gleiche Durchschnittsalter und einen vergleichbaren An-

teil von Haushalten mit niedrigem Einkommen. Auch sind die Gewerbesteuereinnahmen pro Kopf recht ähn-

lich. Einschränkend ist der Vergleich allerdings in der Größe: Damnatz ist eine kleine Landgemeinde von nur 

300 Einwohnern, Dömitz ist eine größere Kleinstadt mit knapp 3.800 Einwohnern. Die Arbeitslosenrate ist im 

ostdeutschen Dömitz mit 7 Prozent auch deutlich höher als in westdeutschen Damnatz (2,5 Prozent). 

 

Noch eindrücklicher wird das Beispiel Heldburg (Thüringen) und Seßlach (Bayern): in der ostdeutschen Ge-

meinde erreichte die AfD 54 Prozent, in der westdeutschen Stadt 20 Prozent. Beide sind größere Kleinstädte 

mit 3.300 und 3.900 Einwohnern. Die Arbeitslosenrate ist in etwa auf gleichem Niveau (3,2 bzw. 2,7 Prozent) 

und das Durchschnittsalter ist mit 43 Jahren gleich. Etwa ein Fünftel der Haushalte in beiden Gemeinden hat 

ein niedriges Einkommen, allerdings kann das ostdeutsche Heldburg hier einen deutlicheren Rückgang seit 

2013 verzeichnen als Seßlach. Bei den Gewerbesteuereinnahmen pro Kopf ist das Bild anders: hier hat das 

westdeutsche Seßlach mehr als doppelt so hohe Einnahmen wie Heldburg. Auch mussten beide seit 2001 

einen großen Einwohnerverlust hinnehmen, jedoch verzeichnet Heldburg mit 20 Prozent einen doppelt so 

hohen Bevölkerungsrückgang wie Seßlach mit 10 Prozent.  

 

Geografisch liegen diese exemplarischen Gemeinden direkt beieinander und sozioökonomisch bestehen nen-

nenswerte Unterschiede jeweils nur in einem Indikator. Dies unterstreicht den „Ost-Faktor“, der bei den jün-

geren Wahlen beobachtet wurde und ein Ausdruck einer stärkeren Präsenz und Verwurzelung extrem rech-

ter lokaler Netzwerke und Strukturen in Ostdeutschland ist (Frankenberger et al. 2025). Das historische Erbe 

der DDR, mitsamt der mangelnden Aufarbeitung der Nazi-Vergangenheit, die soziokulturelle Prägung von 
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Wendeerfahrungen und vor allem eine erhöhte Verunsicherung aufgrund von Transformationsprozessen 

und die damit einhergehende „Veränderungserschöpfung“ (Mau 2024) sind wichtige Faktoren bei der Erklä-

rung des ungleichen Wahlverhaltens. So weisen insbesondere Regionen, die vor großen wirtschaftlichen Um-

brüchen stehen, sogenannte Transformationsregionen, weisen einen höheren Stimmenanteil für die AfD aus 

als Gebiete, die keine Transformationsregionen sind. Besonders groß ist der Unterschied von AfD-Wahler-

gebnissen in Transformationsregionen und anderen Regionen im Osten (Bergmann et al. 2025).  

 

Abbildung 3-1: Mittelwerte des AfD-Wahlergebnis bei der Bundestagswahl 2025 

 
* Bayern, Hessen, Niedersachsen, Schleswig-Holstein  

Anmerkungen: Wahlergebnisse der Grenzregionen basiert auf Mittelwerten der Wahlergebnisse auf Gemeinde-Ebene; 

Wahlergebnisse Ost/West basiert auf Mittelwerten der Wahlergebnisse auf Bundeslandebene und umfasst ebenfalls 

Grenzregionen.  

Quelle: Eigene Berechnung und Datenzusammenstellung auf Basis von ZEITonline, Bundeswahlleiterin, NDR, MDR, Hes-

senschau, SZ.  

 

Auch die Grenzgemeinden in Ost- und Westdeutschland haben tiefgreifende Umbrüche erfahren und sind 

bis heute von weitreichenden Transformationsprozessen geprägt. Dabei gehen allerdings objektive Beobach-

tungen zum wirtschaftlichen Aufholprozess mit subjektiven Wahrnehmungen durchaus auseinander und sind 

im Osten deutlich stärker ausgeprägt als im Westen. Anders gewendet, unterschätzen die Ostdeutschen ihre 

wirtschaftliche Situation stärker als der Westen seine überschätzt (Diermeier et al. 2025).  

 

Die Transformationsregion und Grenzregion Sonneberg in Thüringen beheimatet Unternehmen mit energie-

intensiver Produktion sowie Automobilzulieferer und verzeichnete einen großen Sprung von AfD-Stimmen-

anteilen bei der Bundestagswahl 2025 um 17 Prozentpunkte auf 43 Prozent. Die zu Sonneberg angrenzende 

Gemeinde Neustadt bei Coburg weist im Vergleich dazu ein geringeres – im westdeutschen Vergleich aber 

hohes – AfD-Wahlergebnis von 29 Prozent aus. Beide Gemeinden haben ein ähnliches Durchschnittsalter und 
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eine vergleichbare Arbeitslosenquote im Jahr 2023. Doch weist Sonneberg mit 18 Prozent einen höheren 

Bevölkerungsrückgang seit 1995 auf (minus 13 Prozent in Neustadt) und der Gesamtwanderungssaldo je 

1.000 Einwohner im Jahr 2021 ist mit -13 um einiges negativer als in Neustadt mit -2,5. Nur einen kleinen 

Unterschied gibt es bei den Gewerbesteuereinnahmen: die durchschnittlichen Gewerbesteuersteinnahmen 

pro Kopf zwischen 2021 und 2023 liegen in Neustadt bei Coburg mit 600 Euro über den in Sonneberg (459 

Euro). Somit zeigt sich hier wieder einmal ein demographischer Faktor als Hauptunterschied zwischen Ost 

und West, der sich in Unmut, Pessimismus und Wahlverhalten niederschlagen kann. 
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Abbildung 3-2: AfD-Stimmenanteil bei der Bundestagswahl auf Gemeindeebene 

 
Quellen: Datenzusammstellung auf Basis von ZEITonline, NDR, MDR, Hessenschau, SZ 
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4 Fazit 
35 Jahre nach der Wiedervereinigung bleibt festzuhalten: Insgesamt haben ostdeutsche Regionen einen be-

merkenswerten wirtschaftlichen Aufholprozess hinter sich – insbesondere zwischen 2013 und 2023 (Dier-

meier et al. 2025). Diese Beobachtung gilt auch für die Gemeinden auf beiden Seiten der ehemaligen Grenze. 

Zwar haben die Grenzregionen in Ost und West seit 1995 erhebliche negative demografische Entwicklungen 

zu verzeichnen – wobei ostdeutsche Regionen einen höheren Bevölkerungsverlust zu verzeichnen haben –, 

doch weisen ostdeutsche Grenzregionen heute eine geringfügig niedrigere Arbeitslosenrate als westdeut-

sche Grenzregionen auf. Im Jahr 2001 lag die Arbeitslosenquote in den ostdeutschen Regionen noch 3 Pro-

zentpunkte über der in den westdeutschen Regionen, was auf einen enormen wirtschaftlichen Aufholeffekt 

der ostdeutschen Grenzregionen hindeutet. Der Anteil an Haushalten mit niedrigem Einkommen ist in den 

west- und ostdeutschen Grenzregionen seit 2013 um rund ein Viertel gesunken, ohne signifikante regionale 

Differenzierung zu Nicht-Grenzregionen.  Bei den Gewerbesteuereinnahmen pro Einwohner liegen die ost-

deutschen Grenzregionen 2023 deutlich über den westdeutschen Grenzregionen, wohingegen im Jahr 2001 

das Bild noch komplett umgekehrt war. Dies weist ebenfalls auf einen deutlichen wirtschaftlichen Auf-

schwung und Aufholeffekt in den ostdeutschen Grenzregionen hin.   

 

Somit haben sich die ostdeutschen Grenzregionen nicht nur im Vergleich zu den westdeutschen Grenzregio-

nen positiv entwickelt, sondern auch im Vergleich zu den ostdeutschen Nicht-Grenzregionen zeigt sich eine 

starke Entwicklung, insbesondere bei den wirtschaftlichen Indikatoren Arbeitslosigkeit und den Gewerbe-

steuereinnahmen, wo die Grenzregionen besser abschneiden als die Nicht-Grenzregionen im Osten. Bei den 

westdeutschen Grenzregionen ist das Bild ein anderes, in sämtlichen Indikatoren schneiden sie schlechter ab 

als die relevanten westlichen Nicht-Grenzregionen, was auch mit der deutlichen ländlicheren Struktur der 

westdeutschen Grenzregionen im Vergleich zu den Nicht-Grenzregionen zusammenhängt. Zusammenfas-

send gesagt haben die ostdeutschen und westdeutschen Regionen von der Deutschen Einheit profitiert – vor 

allem die ostdeutschen Grenzregionen konnten überdurchschnittlich profitieren im Vergleich zu anderen ost-

deutschen Regionen.  

 

Insgesamt ist die Entwicklung aller deutschen Regionen ausschlaggebend für die wirtschaftliche Wettbe-

werbsfähigkeit, den sozialen Zusammenhalt und die Umsetzung der grünen Transformation. Denn wirtschaft-

liche Clusterstrukturen verschaffen Regionen Verbundvorteile. Hidden Champions und der Mittelstand sind 

zentrale Pfeiler für ländliche Räume. Gleichzeitig müssen die vielfältigen Transformationsanforderungen re-

gional konkret geleistet und umgesetzt werden. Damit gewinnt die regionale Strukturpolitik angesichts von 

Digitalisierung, Dekarbonisierung, (De-)Globalisierung und demografischem Wandel weiter an Bedeutung. 

Bis heute gehören alle ostdeutschen Regionen (mit Ausnahme von Teilen Berlins) zur regionalpolitischen För-

dergebietskulisse. Künftig werden jedoch auch westdeutsche Regionen verstärkt von Transformationsher-

ausforderungen betroffen sein, sodass eine vorausschauende und proaktive Regionalpolitik notwendig er-

scheint (Südekum und Rademacher 2024; Lichtblau et al. 2022). Die ehemaligen Grenzregionen gehören 

nicht per se, aber auch dazu. Während die Grenzregionen, insbesondere in der BRD vor der Wiedervereini-

gung, mit der Zonenrandförderung einen eigenen Förderstatus innehatten, werden Regionen an der Grenze 

heute kaum als ein spezifischer Raum, der förderungswürdig wäre, wahrgenommen. Dies zeigt eine aktuelle 

Personenbefragung: darunter empfinden weniger als 2 Prozent der Befragten die Regionen an der Landes-

grenze als förderungswürdig, wohingegen rund ein Drittel der Befragten ländlichen Regionen die Förderungs-

würdigkeit zusprechen und sich über 44 Prozent für gar keine spezifischen Förderungen aussprechen (IW 

Personenbefragung, Frühjahr 2024). Doch die Regionalpolitik braucht flexible Instrumente, die auf 
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unterschiedliche Ausgangslagen reagieren und den Regionen ermöglichen, Chancen der Transformation 

frühzeitig zu nutzen. Darüber hinaus ist die regionale Daseinsvorsorge, in der der Staat als direkter Akteur 

erfahrbar wird, von entscheidender Bedeutung für das Vertrauen in staatliche Leistungen. Eine Vernachläs-

sigung kann – im Sinne einer „Geographie der Unzufriedenheit“ – soziale Spannungen und politische Polari-

sierung in Deutschland verschärfen.  

 

Für die Bewertung der Wiedervereinigung wiederum ist entscheidend, den Osten nicht länger als monolithi-

schen Block zu betrachten. Vielmehr handelt es sich um eine vielfältige Region mit unterschiedlichen Ent-

wicklungspfaden, Standortvorteilen und Erfolgsgeschichten. Diese Differenzierung gilt es stärker zu betonen, 

um Potenziale sichtbar zu machen und pauschalisierende Defizit-Narrative zu vermeiden. Zugleich dürfen die 

fortbestehenden Unterschiede – etwa in Wahlverhalten und politischer Kultur – nicht ausgeblendet werden. 

Sie verdeutlichen, dass die Einheit Deutschlands zwar wirtschaftlich weit vorangeschritten ist, gesellschaftlich 

und politisch aber nach wie vor unterschiedliche Dynamiken bestehen, was eine aktive Regionalpolitik für 

die kommenden Jahren erfordert.  
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5 Abstract 
35 years after German reunification, there is still intense debate in politics and public discourse about the 

differences between East and West and the extent to which the country has actually grown together. These 

differences are particularly evident in political behavior: elections reveal striking differences between eastern 

and western German regions—for example, in support for the far-right party Alternative for Germany, or AfD, 

whose approval ratings are significantly higher east of the former inner-German border. This historical divid-

ing line is thus still visible today and often even runs right through neighboring communities. Against this 

backdrop, this paper focuses on the so-called border regions. By this we mean communities that lie directly 

on the former inner-German border. These border areas are particularly well suited for examining develop-

ments since reunification because their location meant they were directly affected by the historical division. 

The aim is to systematically analyze their economic, social, and political development in comparison with 

other regions. This will reveal which differences remain, where convergence processes have been successful, 

and in which areas divergences remain visible. 
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Anhang  

Abbildung A-1: Bevölkerung und Bevölkerungsentwicklung aller betrachteten Gemeinden 

 
Anmerkungen: Der Median bezieht sich auf alle betrachteten Gemeinden in ost- und westdeutschen Bundes-

ländern mit ehemaliger innerdeutscher Grenze. Städte über 300 Tsd. Einwohner werden nicht berücksichtig 

(München, Frankfurt, Leipzig, Dresden, Nürnberg, Hannover) 

Quelle: Eigene Darstellung auf Basis von INKAR-Datenbank des BBSR 
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Abbildung A-2: Arbeitslosenrate und Entwicklung der Arbeitslosenrate in allen betrachteten Gemeinden 

 

Anmerkungen: Der Median bezieht sich auf alle betrachteten Gemeinden in ost- und westdeutschen Bundes-

ländern mit ehemaliger innerdeutscher Grenze.  

Quelle: Eigene Darstellung auf Basis von INKAR-Datenbank des BBSR 
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Abbildung A-3: Haushalte mit niedrigem Einkommen und Entwicklung in allen betrachteten Gemeinden 

 
Anmerkungen: Der Median bezieht sich auf alle betrachteten Gemeinden in ost- und westdeutschen Bundes-

ländern mit ehemaliger innerdeutscher Grenze.  

Quelle: Eigene Darstellung auf Basis von INKAR-Datenbank des BBSR 

 


